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Die österreichische Sozialpartnerschaft 

1. Österreich verfügt über ein besonders ausgeprägtes System der 
Zusammenarbeit der großen wirtschaftlichen Interessenverbände 
untereinander und mit der Regierung. Diese Zusammenarbeit war eine 
Grundvoraussetzung für den Wiederaufbau nach dem Zweiten Weltkrieg und 
bildete die Basis für das weitere wirtschaftliche Wachstum und für sozialen 
Frieden.  

2. Dieses System der Wirtschafts- und Sozialpartnerschaft, zumeist kurz als 
„Sozialpartnerschaft“ bezeichnet, beruht auf dem Prinzip der Freiwilligkeit: 
das historisch gewachsene Zusammenwirken der Interessenverbände ist 
weitestgehend informell und nicht durch Gesetze geregelt.  

3. Die Sozialpartnerschaft beschränkt sich nicht auf die Regulierung von 
Arbeitsbeziehungen – Kollektivverträge werden auf Arbeitgeberseite in aller 
Regel von der jeweiligen Unterorganisation der Wirtschaftskammer und auf 
Arbeitnehmerseite vom Österreichischen Gewerkschaftsbund abgeschlossen. 
Nach Schätzungen sind 90 bis 95 Prozent der in der Privatwirtschaft 
beschäftigten Arbeitnehmer von einem Kollektivvertrag erfasst.  

4. Die österreichische Besonderheit liegt darin, dass sich die Sozialpartnerschaft 
darüber hinaus auf praktisch alle Gebiete der Wirtschafts- und 
Sozialpolitik erstreckt. Deshalb gilt Österreich auch als Musterbeispiel des 
Korporatismus, also der umfassenden und koordinierten Interessenvertretung.  

5. Die vier großen Interessenverbände Österreichischer 
Gewerkschaftsbund (ÖGB), Wirtschaftskammer Österreich (WKÖ), 
Bundesarbeitskammer (BAK) und Landwirtschaftskammer Österreich 
(LK) sind nicht bloß Interessenvertretungen im engeren Sinne, also 
Tarifpartner und Lobbyorganisationen mit Serviceleistungen für ihre Mitglieder, 
sondern sie sind darüber hinaus in vielfältiger Weise im politischen System 
Österreichs verankert.  

6. Der ÖGB ist vereinsrechtlich organisiert, die drei Kammerorganisationen 
sind öffentlich-rechtliche Selbstverwaltungskörper mit gesetzlicher 
Mitgliedschaft.  

7. Das Wesen der Sozialpartnerschaft besteht darin, dass sich diese vier großen 
Interessenorganisationen zu gemeinsamen längerfristigen Zielen der 
Wirtschafts- und Sozialpolitik bekennen und die Überzeugung teilen, dass 
diese Ziele durch Zusammenarbeit und durch koordiniertes Handeln der 
großen gesellschaftlichen Gruppen auf dem Dialogweg besser erreicht werden 
können als durch offene Austragung von Konflikten.  

8. Sozialpartnerschaft bedeutet aber nicht, dass Interessengegensätze negiert 
werden. Vielmehr ist sie eine Methode, wie zwischen gegensätzlichen 
wirtschaftlichen und sozialen Interessen ein Ausgleich gefunden werden kann, 
und zwar durch das Bemühen um gemeinsame Problemlösungen zum 
Vorteil aller Beteiligten, durch die Bereitschaft zum Kompromiss.  
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9. Die Zusammenarbeit der Verbände hat sich seit 1957 wesentlich in den 
Einrichtungen der Paritätischen Kommission vollzogen. In dieser sind die 
Spitzenrepräsentanten von Regierung und den vier großen 
Interessenverbänden vertreten.  

10. Die Paritätische Kommission verfügt über vier Unterausschüsse: den Beirat 
für Wirtschafts- und Sozialfragen, den Unterausschuss für internationale 
Fragen, den Lohnunterausschuss sowie den Wettbewerbs- und 
Preisunterausschuss.  

11. Während früher der Preiskontrolle und Inflationsbekämpfung große Bedeutung 
zukam, so ist die Paritätische Kommission heute eine institutionalisierte 
Gesprächsebene zwischen Sozialpartnern und Regierung, in welcher zu 
besonders gewichtigen Anlässen gemeinsame Strategien und Maßnahmen 
oder allfällige Konflikte ebenso diskutiert werden wie Empfehlungen des 
Beirats für Wirtschafts- und Sozialfragen.  

12. Der Beirat für Wirtschafts- und Sozialfragen ist ein Gremium, in welchem 
im Auftrag der Präsidenten der vier Interessenverbände oder auf Ersuchen der 
Regierung zu wirtschafts- und sozialpolitischen Fragen grundsätzliche Studien 
und gemeinsame, einvernehmliche Empfehlungen der Sozialpartner 
erarbeitet werden. Für die Ausarbeitung solcher Studien werden in der Regel 
Arbeitsgruppen mit Experten aus allen Bereichen von Wissenschaft und 
Praxis eingesetzt. So kann Expertenwissen in einem politiknahen Gremium 
genutzt werden, um gemeinsame Grundlagen zu erarbeiten, um Daten und 
Fakten ausser Streit zu stellen, und um zur Versachlichung der 
wirtschaftspolitischen Diskussion beizutragen.  

13. Darüber hinaus sind die Sozialpartner in vielfältiger Weise im politischen 
System Österreichs verankert:  

• Gesetzgebung: Die Verbände haben u.a. das Recht auf Begutachtung von 
Gesetzesvorlagen, zur Einbringung von Vorschlägen in gesetzgebenden 
Körperschaften, zur Formulierung von Gesetzesentwürfen im zentralen 
Interessenbereich der Sozialpartner (Sozial- und Arbeitsrecht etc.).  

• Verwaltung: Die Sozialpartner wirken in zahlreichen Kommissionen, Beiräten 
und Ausschüssen mit, etwa im Lehrlingswesen, bei der Kontrolle von 
Arbeitsbedingungen, bei der Ausstellung von Ursprungszeugnissen, in 
Wettbewerbspolitik und Kartellwesen, Arbeitsmarktpolitik, Konsumentenpolitik 
und in Förderungseinrichtungen.  

• Gerichtsbarkeit: Die Sozialpartner erbringen Vorschläge für die Ernennung 
von Laienrichtern bei Arbeits- und Sozialgerichten, und sie stellen Beisitzer im 
Kartellgericht.  

• In der Sozialpolitik (Sozialversicherung) besteht ein wichtiger 
Tätigkeitsbereich der Verbände in der Entsendung von Vertretern in die 
Pensions-, Kranken- und Unfallversicherungen, die als öffentlich-rechtliche 
Selbstverwaltungskörperschaften organisiert sind.  
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• Zu den Aufgaben der Sozialpartnerschaft zählt auch die informelle 
Verhandlungsführung und Problemlösungskompetenz in Bereichen, in 
welchen die Interessenverbände über besondere Expertise verfügen, wie etwa 
in Angelegenheiten des Arbeitsrechts, des Sozialrechts, aber auch des 
Gewerbe- und Familienrechts, wo eine Einigung auf Sozialpartnerebene 
vielfach eine notwendige Vorleistung für eine sachgerechte Lösung auf 
politischer Ebene ist.  

14. Die Ziele der Zusammenarbeit der Sozialpartner sind in mehreren Abkommen 
festgelegt. Die derzeitige Zusammenarbeit ist im Sozialpartner-Abkommen 
vom 23.11.1992 umschrieben. In diesem Abkommen haben die Sozialpartner 
vor allem die Ziele ihrer Zusammenarbeit wesentlich ausgeweitet: Sie werden 
sich künftig gemeinsam nicht nur wie bisher um Vollbeschäftigung, 
Preisstabilität und Wachstum bemühen, sondern auch um die Sicherung der 
internationalen Wettbewerbsfähigkeit der österreichischen Wirtschaft, die 
umfassende Teilnahme an der internationalen und insbesondere an der 
europäischen Integration, um eine verstärkte Internationalisierung der 
österreichischen Wirtschaft, um die Förderung der menschlichen Begabungen 
und Fähigkeiten, um die Erhaltung und Verbesserung einer 
menschengerechten Arbeitswelt und die Bewältigung der umweltpolitischen 
Erfordernisse.  

15. Durch die intensive Einbindung der Interessenverbände entwickeln diese ein 
starkes Verantwortungsgefühl bei ihren politischen Entscheidungen, da sie 
sich bewusst sind, dass diese nicht nur ihre Mitglieder, sondern die Wirtschaft 
und Gesellschaft als Ganzes beeinflussen. Die Sozialpartner versuchen, 
sozialen Frieden als komparativen Vorteil im internationalen Wettbewerb 
einzusetzen und durch ihre Zusammenarbeit die Erwartungen der 
Wirtschaftssubjekte sowie die Wirtschaftspolitk mittelfristig zu verstetigen und 
damit zu einer Stabilisierung der Wirtschaftentwicklung beizutragen.  

16. Die Sozialpartnerschaft in Österreich ist folglich durch eine besondere Art der 
Gesprächs- und Verhandlungskultur sowie durch die Bereitschaft der 
beteiligten Verbände gekennzeichnet, Kompromisse nach außen und innen 
durchzusetzen und unterschiedliche Interessen unter Bedachtnahme auf 
mittelfristige gemeinsame Ziele und gesamtgesellschaftliche Interessen zu 
vertreten. Dies erfordert jedoch eine permanente Gesprächsbasis und einen 
laufenden Informationsaustausch.  
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